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Beilage zu Nr » 68 der Karlsruher Zeitung .

Dienstag . 21 März 1882 .

Badischer Landtag .

Karlsruhe , 16 . März . 9 . öffentliche Sitzung der Ersten

Kammer . ( Fortsetzung des Berichts in Nr . 66 .)

Berathung des Budgets des Ministeriums des Innern ,

Tit . XIV — XVII der Ausgabe und Tit . V — VII der Ein¬

nahme . Berichterstatter Frhr . v . Bodman .

Bei Tit . XIV (Bearbeitung der Landesstatistik ) bringt

Frhr . Karl v . Göler den bereits mitgetheilten Antrag ein :

Großh . Regierung wolle die für Bearbeitung der

Landesstatistik Tit . XIV bewilligten Mittel soweit irgend

thunlich mit verwenden für Erhebungen über den Grad

der Verschuldung des ländlichen Grundbesitzes , dessen

Vorhandensein gelegentlich der Begründung der einge -

brachten Interpellation geschildert wurde .

Ferner möge Großh . Regierung sich mit der Er¬

wägung befassen , in welcher Weise eine Enquete über

die Verschuldung des bäuerlichen Grundbesitzes ange¬

stellt werden könne .

Staatsminister Turban will dem zweiten Theile des

Antrags nicht entgegentreten , erklärt sich jedoch außer

Stande , jetzt schon eine solche Enquete zu veranstalten .

Dieselbe würde , wie er bereits bei der Verhandlung über

die bezügliche Interpellation mitgetheilt habe , selbst wenn

man sich lediglich auf die hypothekarischen Schulden be¬

schränke , nach niedrigster Schätzung 20 - bis 30,000 M .,

» ach der Meinung des Großh . Justizministeriums aber

40 - bis 50,OM M . kosten . Für ein derartiges Unter¬

nehmen biete der vorliegende Budgettitel keine Mittel dar ,

zumal die Zweite Kammer einen Abstrich von 1000 M .

vorgenommen habe , so daß das Ministerium des Innern

sehr wahrscheinlich in die Lage kommen werde , um nur

die nothwendigsten ordentlichen Ausgaben bestreiten zu

können , die Position zu überschreiten . Eine Ueberschreitung
aber , welche sogar höher sein würde , als die ganze für

statistische Zwecke bewilligte Summe , könnte er nicht mehr

fiir konstitutionell erachten . Zunächst müsse ein klares ,

vollständiges Programm über die vorzunehmende Enquete

vorbereitet werden , um eventuell auf Grund desselben mit

einer außerordentlichen Anforderung vor den künftigen

Landtag treten zu können . Für die nächste Zeit sei ohne¬

dies unser Personal durch die vom Reiche angeordnete

Bernfsstatistik ungemein in Anspruch genommen . Nach

Beendigung der letzteren und mit Benützung der hierdurch

gewonnenen Resultate werde es vielleicht möglich sein ,

dem neulich von ihm erwähnten Plane einer Statistik der

Zwangsvollstreckungen näher zu treten . Eine weitergehende

Zusage vermöge er heute nicht zu ertheilen .

Graf v . Kageneck hat aus Anlaß der neulichen Jnter -

pellationsverhandlung zahlreiche Zuschriften erhalten , wo¬

nach zwar die gestellte Anfrage sehr befriedigt habe , nicht

aber die ertheilte Antwort . Der erste Schritt zur Besse¬

rung sei die Diagnose des Nebels . Sollte diese wirklich

ergeben , daß , wie in einem Theile der Presse behauptet

worden , vorzugsweise die grundherrlichen Orte verschuldet

seien , dann verspreche er jetzt schon in seinem und seiner

Standesgenossen Namen vollständige Remedur ; wenn aber

das Nebel tiefer liege , so möchten alle Faktoren sich zu

gemeinsamer Abhilfe vereinigen .

Frhr . » . Mar sch all : Der erste Theil des Antrags be¬

zwecke nicht , daß mit den bewilligen Mitteln eine voll¬

ständige Enquete veranstaltet werde , sondern nur , daß die¬

selben soweit thunlich zur Erweiterung der bisherigen

statistischen Erhebungen benützt werden . Von der Enquete

handle der zweite Satz und in dieser Beziehung habe er

so) Ei « schwacher Augenblick .
Bon Lev« Brook, Verfasser von „Eine schöne Frau".

(Fortsetzung .)
Der junge Mann steckte die Hände in die Tasche »nd ging

schleppenden Schritte- im Zimmer auf und ab. Endlich blieb er

stehen. Ein triumphirrndeS spöttisches Lächeln spielte um seine

Lippen und sein Auge blickte fast teuflisch.
. Apropos, Arnold ! " sagte er , seinen Bruder fest anschauend.

„Da dn doch gerade von meinen Untugenden sprichst — weißt

du . daß ich mich oft gewundert habe , weßhalb du zwei volle

Tage gewartet , bis du dich entschließen konntest, de» unglücklichen,
junge« Hadleigh damals zu besuche » , und wie du dazu kamst ,
einen solch ' sonderbaren Jnthum beim Schreiben jenes Rezepte -

zu machen? Wenn die- in England Passirt wäre, statt in einem

entlegenen StädtchenItaliens , hätte eS mit einer Kriminalunter -

suchung gegen dich geendet. Nur in Italien wird dergleichen auf

sehr angenehme Weise vertuscht — man ist dort nicht so sehr be¬

aufsichtigt. Ich entsinne » ich de - ganzen Vorfälle- so gut , als

ob eS gestern gewesen wäre . - Ich sehe dich noch vor dem

Tisch sitzen , da- Telegramm de- arme» Hugh lesend. Ich werde

de» Anblick nie vergessen, Arnold. Dein Gesicht hatte geradezu
eine» gra«enhaften Ausdruck, welchen ich, um dir gerecht zu sein,
seitdem nie wieder darauf bemerkte. Ich entsinne mich , daß ich

über deine Schultern sah , als du mit dem Schreibe» oder Kritzeln
de- Rezepte - beschäftigt warst . Ich weiß noch , ich konnte nicht

klug daran- werde», und war durchaus nicht überrascht, daß der

Apotheker a»S der Mixtur ein solch' wirksame- Schlafmittel für
den armen Hugh machte. Er war natürlich ei» armer, unwifsender
Thor, jrner Apatheker, der eigeuthümliche Vorstellungen von den

Eigenschaften feiner Medikamente hatte ; e- hätte nun aber ein

so abscheuliche - Gekritzel, wir da- deine, eineu vorsichtigen Men¬

schen , wie er war , unsicher machen können. ES sieht deiner

keinen Zweifel , daß , wenn die Großh . Regierung heute

schon mit Ernst an die Frage herantreten und für den

genannten Zweck einen Kredit von 5 - dis 10,000 M . ver¬

langen würde , auch die Hohe Zweite Kammer keinen

Widerspruch entgegensetzen werde .
Staatsminister Turban : Wenn in den Worten des

Herrn Vorredners der Sinn gelegen sein sollte , daß die

Großh . Regierung überhaupt keine Lust habe , die Sache
in BehandluGg zu nehmen , so müsse er dem entgegen¬
treten . Er enläre auf das Allerbeftimmteste , daß es Nie¬

mandem erwünschter sein könne als der Großh . Regierung ,
wenn sie durch statistische Erhebungen klare Aufschlüsse

erhalte über die Lage des bäuerlichen Grundbesitzes . Aber

die erste Frage sei doch, wie eine solche statistische Unter¬

suchung einzurichten und auf welche Punkte sie zu erstrecken

sei . ES müsse insbesondere gründlichst geprüft werden ,
aus welchen Quellen das Material geschöpft werden könne ,
ob man nicht da und dort auf entschiedenen Widerstand

stoßen und ob es dann überhaupt möglich sein werde ,
vollkommen brauchbare Resultate zu erzielen . Es sei un¬

möglich , diese schwierige Aufgabe so rasch zu erledigen ,
um noch dem gegenwärtigen Landtage eine hinreichend

begründete und auf einen ansgearbeiteten Plan gestützte

Nachtragsforderung zu unterbreiten . Auch werde die Art

und Weise , wie die preußische Regierung das gleiche

Problem zu lösen suchen werde , für die Großh . Regierung
von großer Bedeutung sein ; möglicher Weise werde da¬

durch die Aufgabe der letzteren sich wesentlich erleichtern .

Er sei also prinzipiell nicht siegen die Anstellung der

fraglichen Untersuchung , nur müsse dieselbe nach einem

klaren Programm und mit größter Vollständigkeit vor¬

genommen werden , damit nicht am Ende die darauf ver¬

wendeten bedeutenden Mittel umsonst ansgegeben seien .

Geh . Hofrath v . Holst warnt vor überhasteter Eile in

einer solchen in alle unsere Verhältnisse auf
' s Tiefste ein¬

schneidenden Frage . Erhalte man ein einseitiges , unvoll¬

ständiges Material , so könnte uns dasselbe zu den » er -

hängnißvollsten Trugschlüssen führen . Er würde daher
Bedenken tragen , selbst dem zweiten Theile des Antrags

sich anzuschließen ; aber nachdem der Herr Staatsminister
in so entgegenkommender Weise seine Bereitwilligkeit er¬

klärt habe , im Anschluß an den preußischen Vorgang der

Sache näher zu treten , so dürfe auch das Hohe Haus in

präziser Form aussprechen , daß dieselbe in Erwägung ge¬

zogen werden möge . Dann aber erscheine es ihm nöthig ,

nicht 5000 «der 10,OM M . , sondern 30,000 — 40,000 M .

hiefür zu bewilligen .
Frhr . Ernst August v . Göler macht dem Vorredner

gegenüber darauf aufmerksam , daß der Antrag nicht die

sofortige Vornahme einer vollständigen Enquete , sondern

zunächst der Vorbereitung hiezu bezwecke , um dem nächsten

Landtage eine umfassende Vorlage machen zu können . Der

Herr Staatsminister habe bei der jüngsten Jnterpella -

twnSverhandlung erklärt , daß in Bezug auf die Ursachen
der hypothekarischen Schulden und die Löschung der letz¬
teren die bisherigen Erhebungen vervollständigt werden

könnten ; hiezu dürften vielleicht die vorhandenen Mittel

ausrcichen .
Frhr . v . Marschall hat der Großh . Regierung nicht

den Vorwurf machen wollen , daß sie ein näheres Eingehen

auf die Sache scheue ; er habe nur den Eindruck gehabt ,

daß eine dilatorische Behandlung derselben beliebt werde .

Die Großh . Regierung möge nicht abwarten , bis die preu¬

ßische Enquete beendet sei ; dort habe man es mit viel

schwierigeren , Mil verschiedenartigeren Verhältnissen zu

thun als bei uns .

klare», sichern und entschiedenen Art . etwas zu thun , gar nicht

ähnlich , ich muß es dir offen gestehen. Dein Betragen war mir

damals ganz unerklärlich . Es ist mir jedoch seitdem ein Licht

aufgegangen : Ich glaube — jetzt Alles zu verstehen . "

Während er sprach , hatte er Lord Kavanagh eifrig beobachtet
und gesehen , wie dessen Gesicht dnvkelroth und dann leichenblaß
wurde.

„Ich dächte, " fuhr er fort, indem er sich diese beiden Thatsachen
zusammenstelltc, „ daß das zu flüchtig geschriebene Rezept und die

Verzögerung des Besuches keine ganz behagliche Rückerinnerung
für dich sein kann . Ich weiß mich auch nicht zu entsinnen, " fügte

er mit berechnender Betonung hinzu , „ ob du wegen Krankheit
oder sonst einer körperlichen Schwäche so heftig zittern konntest,
oder ob dich irgend etwas verhinderte, Rom sogleich zu verlassen . "

Hier hielt er inne, doch sein Bruder gab keine Antwort.

„ Ich glaubt , ich beginne zu durchschauen, wie die Sachen
stehe« , oder besser , wie sie standen ! " sprach Richard weiter.

„Nehmen wir einmal dm Fall so : Wir reisen zusammen mit

einem Freund und eine - Tages trennen wir uns , weil wir eine

sehr unangenehme Entdeckungin Betreff dieses Freundes gemacht .
Wir thun dies nicht gerade aus Zorn , sondern aus Verdruß und

Enttäuschung. Oh ! ich kenne diese Gefühle wohl ! — Der Freund
wird gefährlich krank und läßt sofort bitten , daß man komme und

sein Leben rette. — Wir sind sehr geschickt und haben große Er¬

fahrung in der Behandlung der verschiedenartigen Fieber. Unser
Freund weiß eS und in seiner Noth fleht er uns um Hilfe an.
Wir bleiben jedoch zwei Tage gemüthlich in Rom und schreibe»
anf'S Geratbewohl rin Rezept , um unser Gewissen zu beschwich¬
tige», allein so unlesersich , daß der Apotheker daS Gekritzel falsch
lieSt und dem armen Patienten etwas »übereilet , daS für seinen
Fieberzustand gleichbedeutend ist mit Gift , so daß, als wir endlich
den kleinen Ort erreichen — wir »nser« theuren Freund nicht

Gegenüber dem Herrn Geh . Hofrath v . Holst bemerkt

Redner , man könne sich nur in der einen Beziehung einer

trügerischen Auffassung hingeben , daß man die Lage noch

günstiger ansehe , als sie sei, und von Ueberhastung könne

man kaum sprechen , wenn man jetzt erst etwas thne , nach¬
dem der Nothstand schon so lange gedauert habe .

Geh . Hofrath o . Holst glaubt nicht , daß die Verhältnisse
schlimmer sich zeigen werden , als man sie jetzt ansehe . Zum

Beleg beruft sich Redner auf die wenigstens theilweise über

Erwarten günstigen Ergebnisse der in Bayern vorgenom¬
menen Enquete . Wenn wir von vornherein mit dem Ge¬

danken an die Sache heranträten , daß sich unsägliches Elend

vor uns aufthue , so könnten wir sehr leicht dazu kommen , durch

unvollständige Erhebungen unsere Anschauungen bestätigt zu

sehen und dann sofort mit übereilten legislatorischen Maß¬

nahmen helfen zu wollen . Ein zweijähriges Zuwarten sei

bei einer solchen Frage noch keine dilatorische Behandlung .

Berichterstatter Frhr . v . Bodman : Die Stellung des

Antrags sei nöthig gewesen , da die Großh . Regierung bis¬

her noch keinen Nachtragskredit gefordert habe . Er sehe
aber nicht ein , warum sie hiermit zögere . Komme die

Forderung erst an den nächsten Landtag , so würden wir

die nöthigen Gesetzesvorschläge erst in der auf diesen fol¬

genden Session erhalten können . Welchen Eindruck müsse es

aber im Lande machen , wenn man Unsummen für chemische
Laboratorien , Kliniken u . dgl . ausgebe , während für die

Landwirthschaft nichts geschehe?
Die Landwirthe selbst brauchten ja keine Statistik , sie

wüßten hinlänglich , wie schlimm sie daran seien ; aber für

die übrige Bevölkerung und die Regierung seien Zahlen

nöthig , um sie vollständig zu überzeugen . Einer so um¬

fassenden Statistik , wie sie der Herr Staatsminister im

Auge habe , bedürfe es nicht ; die Höhe der Hypotheken könne

man ja in jeder Gemeinde rasch ermitteln und was die

handschriftlichen Schulden betreffe , so brauche man sich Hier¬

wegen nur an die Vorschuß - und Sparkassen zu wenden .

Also möge man doch nicht bis nach Beendigung der preußi¬

schen Enquete warten .
Staatsminister Turban : Der Herr Vorredner nehme

die Sache wirklich sehr leicht , indem er glaube , daß sie mit

einigen wenigen Erhebungen und geringen Mitteln zu er¬

ledigen sei. Zum Beweise , daß dies nicht möglich , sei er

erbötig , das betreffende Aktenmaterial herbeizuschaffen .

Bezüglich der preußischen Enquete sei er mißverstanden
worden ; nicht deren Resultate wolle er abwarten , sondern

nur das Programm , nach welchem sie stattfinden solle .

Letzteres werde aber voraussichtlich im Laufe dieses Jahres

erscheinen .
Der Antragsteller Frhr . Karl v . Göler dankt dem Herrn

Staatsminister für sein bereitwilliges Entgegenkommen ,
bittet aber doch den Antrag zur Abstimmung zu bringen ,
damit die bezügliche Jnterpellationsverhandlung einen wirk¬

lichen Abschluß erhalte .
Graf v . Berlichingen bringt dem Herrn Staats¬

minister volles Vertrauen entgegen und glaubt sich hierin
in Uebereinstimmung zu befinden mit sämmtlichen Mitgliedern
des Hauses ; es könne demselben jedoch nur erwünscht sein ,

durch einen Kammerbeschluß in seinen Intentionen unter¬

stützt zu werden . Ohne Enquete fänden Diejenigen , welche

auf die Größe des Nothstandes Hinweisen , keinen Glauben ,
indem sie der Uebertreibung beschuldigt würden . Man

möge jedoch zu ihm und seinen Standesgenossen in diesem

Hause das Zutrauen haben , daß sie bei ihren Bestrebungen

zum Wohle der noihleidenden bäuerlichen Bevölkerung von

den redlichsten Absichten geleitet seien . Wenn die Zweite
Kammer die Mittel für eine Enquete nicht bewillige , so

mehr am Leben finden. Wir bleiben noch einige Zeit auf dem
Festlande — gebrochenen HerzenS—. Doch die Zeit wirkt Wunder,
und nach einer Weile bekämpfen wir unfern großen Schmerz,
kehren nach Heathland zurück u»d heirathe » Constance Brandreth,
die Verlobte unseres theuren Freundes . Doch da ja doch Krieg
und Liebe ehrlich sein sollen , so war ohne Zweifel auch diese
Sache ehrlich ; nur , wie ich schon zuvor sagte , fragte ich mich
zuweilen , ob es nicht eine unbehagliche Rückerinnerung ist , eine

ziemlich unbehagliche Erinnerung » Arnold ! " wiederholte er , die
Worte sehr betonend .

Immer noch keine Antwort. — Lord Kavanagh saß da , das

Antlitz mit der Hand bedeckt.
„ Auch möcht ' ich wissen, " sagte Richard wieder , mit einem

schlauen, höhnischen Lächeln , „waS Constance denke « würde, wenn

sie von dieser kleinen Episode in dem Leben ihres Gatten wüßte?"

Lord Kavanagh erhob plötzlich de» Kopf. Die letzten Worte

schienen sein Herz erbeben zu machen . Sein bleiches Gesicht hatte
einen zerstörten Ausdruck . Es schien fast , als ob er seine Hand
auSstrecken und um Gnade flehen wollte . Hätte er seiner ersten

Eingebung gefolgt , so würde er es sicher gethan haben , allein

Richard'S höhnische » Gesicht schien ihn wieder zum Bewußtsein

zu bringen. Er mochte wohl tief gefallen sein — aber so tief
konnte er sich doch nicht erniedrige ». Er mochte sich bewußt sein ,
daß ihn Richard in seiner Gewalt hatte , doch nie hatte er solch'

tiefe Verachtung für den Bruder gefühlt , wie gerade jetzt. Er

konnte weder seine Schuld vor ihm bekennen , »och eine Gunst von

ihm erbitten. ES versagtenihm die Worte . Er saß da und schaute

auf seinen Bruder mit einem verstörten Blick , als ob seine Ge¬

danken zurück in die Vergangenheit schweiften , die für immer eine

große Thatsache in seinem Dasein bleiten mußte — eine That -

sache, die kein Mensch auf Erden ungeschehen machen konnte .
(Fortsetzung folgt .)



hätten sie wenigstens das beruhigende Bewußtsein, ihre
Schuldigkeit gethan zu haben.

Graf v. Kageneck hält die sofortige Anforderung eines
Nachtragskredits für gerechtfertigt. Gelange die Großh .
Regierung zu der Ansicht , daß eine Enquete wirklich vor-
zunehmen sei , so habe sie alsdann die nöthigen Mittel
zur Verfügung . Stelle sich aber die Enquete als undurch¬
führbar heraus , so blieben eben die Mittel unverwendet.

Frhr. v . Marschall bittet um getrennte Abstimmung
über beide Sätze des Antrags , indem er zugleich eine ver¬
änderte Fassung desselben anregt.

Geheimerath Knies hält ebenfalls getrennte Abstim¬
mung für nothwendig , da er für den ersten Theil des
Antrags nicht stimmen könne , nachdem der Herr Staats¬
minister erklärt habe, daß die von der Zweiten Kammer
bewilligten Mittel nicht einmal für die regelmäßigen
statistischen Arbeiten ausreichten , somit für den hier in
Frage stehenden außerordentlichen Zweck schlechter¬
dings nichts erübrigt werden könne . Wenn man gleichwohl
der Großh . Regierung , wenn auch nur in hypothetischer
Form, zumuthe, jene Mittel für Erhebungen über die Ver¬
schuldung des ländlichen Grundbesitzes mit zu verwenden,
so lade mau ihr ein Odium auf , während man sich selbst
salvirt zu haben glaube . Hiezu vermöge er seine Zu¬
stimmung nicht zu geben.

Geh . Hofrath v . Holst äußert sich in gleichem Sinne
wie der Vorredner . Bezüglich des zweiten Theils des
Antrages gibt er zu erwägen , ob derselbe nicht dahin
näher präzisirt werden wolle , daß die Großh . Regierung
ausdrücklich um Einbringung eines Nachtragskredits er¬
sucht werde.

Frhr. v . Mar sch all wünscht die allgemeine Fassung
des Antrags beibehalten zu sehen, damit derselbe um so
eher die Zustimmung sämmtlicher Mitglieder des Hohen
Hauses finde.

Frhr. v . Bo dm an würde gerne bereit sein , ein Amen¬
dement im Sinne des Herrn v . Holst einzubringen, glaubt
übrigens, daß sämmtliche Mitglieder auch dem ersten Theil
des Antrags beitreten könnten , da der Großh . Regierung
die Verwendung der bewilligten Mittel für den in Frage
stehenden Zweck nur unter der Voraussetzung „wenn thun-
lich " angesonnen werde . Mit diesem Ersuchen wolle nur
die Dringlichkeit der Sache angedeutet werden .

Staatsminister Turban hält die Bemerkungen des
Herrn Geheimeraths Knies für vollständig zutreffend und
glaubt die Billigkeit beanspruchen zu dürfen, daß man der
Großh . Regierung ein derartiges Odium nicht zuwälze.
Nachdem sie heute wiederholt habe erklären müssen , daß
sie nicht in der Lage sei, dem ersten Antrag nachzukommen ,

' so würde die Annahme desselben im Lande den Eindruck
machen, als ob die Großh . Regierung den darin ausge¬
sprochenen Wunsch trotz der Möglichkeit , ihn zu erfüllen,
von der Hand gewiesen habe . Was die bei der Jnter-
pellationsverhandlung in Aussicht gestellte Erweiterung
unserer statistischen Erhebungen betreffe, so könne dieselbe
ohne weiteren Aufwand ausgeführt werden . Zur Ein¬
bringung eines Nachtragskredits wäre erforderlich , daß
derselbe begründet werde,- hiezu sei jedoch die Großh .
Regierung schlechthin nicht in der Lage. Alles , was sie
thun könne , sei , die Sache in eingehende Erwägung zu
ziehen , einen Plan auszuarbeiten und diesen mit der zur
Ausführung nöthigen Geldforderunz dem nächsten Land¬
tage vorzulegen . Hierzu werde sie auch implizite durch
den zweiten Theil des Antrags veranlaßt , aus welchen sich
hiernach wohl alle Mitglieder des Hohen Hauses vereinigen
könnten .

Frhr. v . Bodman bittet den Herrn Staatsminister,
die Sache doch nicht so anzusehen, als ob man der Großh .
Regierung , auf deren Mitwirkung man in dieser wichtigen
Frage angewiesen sei , ein Odium zuwälzen wolle , oder
daß die Belastung mit einem solchen wenigstens der Er¬
folg des Antrags sein werde . Er seinerseits glaube viel¬
mehr mit der Zustimmung zu demselben der Großh . Re¬
gierung entgegenzukommen, da letztere , wenn die Erste
Kammer um Vorlage eines Nachtragskredits bitte , einer
weiteren Begründung desselben gegenüber dem andern
Hohen Hause enthoben werde.

Geh . Hofrath v . Holst : Er habe den Herrn Staats¬
minister dahin verstanden, daß zu vorbereitenden Arbeiten,
für welche allem er etwas bewilligt hätte, weitere Mittel
nicht erforderlich seien. Hiernach liege sür ihn ein Grund
zur Beantragung eines Nachtragskredits nicht mehr vor .

Frhr. Karl v . Göler erklärt sich zu einer anderweiten
Fassung des Antrags gerne bereit, und wird zu diesem
Behufe auf Vorschlag des Freiherrn Ernst August v . Göler
die Sitzung kurze Zeit unterbrochen. Nach Wiedereröff¬
nung derselben wird der neu formulirte Antrag zur Ver¬
lesung gebracht. Derselbe lautet :

1) Großh . Regierung wolle die statistischen Arbeiten,
soweit es die unter Tit . XIV bewilligten Mittel er¬
lauben, zur Ergänzung und Erweiterung der Statistik
über die bäuerlichen Besitzverhältnisse verwenden.

2) Ferner möge Großh . Regierung die Frage einer
Erwägung unterziehen, in welcher Weise eine Enquete
über die Verschuldung des bäuerlichen Grundbesitzes
angestellt werden könne .

Bei der Abstimmung, welche für jeden der beiden Sätze
getrennt stattfindet, wird Ziff. 1 mit 9 gegen 8 Stimmen
abgelehnt , Ziff. 2 mit großer Mehrheit angenommen.

Bei Tit . XV (für Beförderung der Gewerbe) tritt
Faller für den Fortbestand der Uhrmacherschulein Furt-
wangen ein , welche unter ihrem neuen, sehr tüchtigen Vor¬
stände im Aufblühen begriffen sei. Er müsse sich wundern,
daß die Zweite Kammer sowohl auf dem letzten als auf
dem gegenwärtigen Landtage den Fortbestand der Schule
von einem besseren Besuch derselben abhängig gemacht
habe, während wegen Mangels an Raum jetzt schon ver¬
schiedene Anmeldungen hätten zurückgewiesen werden müssen .

Regierungskommissär Geh . Referendär v. Stösser be¬

stätigt die angeführte Thatsache, welche ihren Grund darin
habe, daß die Gemeinde Furtwangen , welche bei Verlegung
der Schnitzerei- und der Uhrmacherschule in diesen Ort
sich zur Stellung der nöthigen Räumlichkeiten verpflichtete,
trotz wiederholten Drängens der Großh . Regierung sich
zur Ueberlassung geeigneterer Räume noch nicht verstanden
habe. Die Großh . Regierung « erde sich nochmals in
dieser Richtung bemühen, eventuell aber die Verlegung der
beiden Schulen in einen andern Jndustrieort deS Schwarz¬
waldes in 's Auge fassen müssen , zumal selbst die Indu¬
striellen Furtwangens nicht das wünschenswerthe Interesse
für dieselben bezeigten , wie «uS dem Umstande hervor¬
gehe, daß der größere Theil der Schüler von auswärts
komme .

Dissens würde die von der Zweiten Kammer an den
Anforderungen für Landes -Gewerbehalle und Kunstgewerbe-
Schule vorgenommenen Abstriche bedauern, wenn dadurch
die Leistungsfähigkeit dieser zeitgemäßen, höchst ersprießlich
wirkenden Anstalten vermindert würde . In dem andern
Hohen Hause sei hervorgehoben worden , es könne nicht
Aufgabe von Staatsanstalten sein, Zeichnungen für Private
anfertigen zu lassen. Redner hält jedoch gerade diese
Thätigkeit derselben für eine der nützlichsten , weil nur da¬
durch unseren Gewerbetreibenden die Möglichkeit geboten
werde , sämmtliche ihnen zukommende Bestellungen in be¬
friedigender und geschmackvoller Weise auszuführen . Ob¬
gleich ebenfalls ein Vertreter der Sparsamkeit , bitte er
die Großh . Regierung dringend , die genannten Anstalten
wenigstens auf dem bisher eingenommenen Stande zu
erhalten.

Staatsminister Turban hat den von dem andern
Hohen Hause vorgenommenen Abstrichen nur schweren
Herzens zugestimmt. Die Großh . Regierung Haffe, daß
mit den bewilligten Mitteln, wenn auch mit knapper Noth ,
die Aufgabe dieser Institute dennoch werde erreicht wer¬
den können .

Was die Stipendien für Zöglinge der Kunstgewerbe-
Schule betreffe, so scheine in der Zweiten Kammer die
dieser Position beigefügte Erläuterung in der Budgetvor¬
lage mißverstanden worden zu sein. Es handle sich nicht
darum, solche Zöglinge überhaupt von dem Eintritt in
die Privatindustrie abzuhalten, sondern die Großh . Re¬
gierung beabsichtige nur, durch Gewährung von Stipen¬
dien einige wenige Schüler für einen weiteren Kursus zu
gewinnen , der sie befähige , bei der Herstellung von Muster¬
zeichnungen für die Anstalt thätig zu sein. ES sei zwar
der Großh . Regierung nicht gelungen, volle Klarheit über
den Sachverhalt zu schaffen , indessen sei die bezügliche An¬
forderung nicht beanstandet und anderseits zu hoffen, daß die
Erfahrungen , welche mit dieser Seite der Anstaltsthätig -
keit gemacht würden, der Art seien, daß man auf dem
nächsten Landtage keine Besorgnisse mehr in der bezeich -
neten Richtung hege.

Geh . Hofrath v. Holst unterstützt die Ausführungen des
Herrn Dissensdurch Hinweis auf die großen Anforderungen,
welche in neuerer Zert allenthalben in Bezug auf geschmack¬
volle Ausführung der gewerblichen Erzeugnisse gestellt
würden . Nirgends sei das Bestreben nach Ersparnissen
unglücklicher angebracht als hier, wo es sich darum handle,
den weiten Vorsprung anderer Nationen einzuholen. —

Da sich kein weiterer Redner meldet, werden die zur
Berathung stehenden Budgettitel zur Abstimmung gebracht
und in Uebereinstimmung mit den Beschlüssen der Zweiten
Kammer genehmigt.

Schluß der Sitzung.
Karlsruhe, 18 . März . 38 . öffentliche Sitzung der Zwei¬

ten Kammer unter dem Vorsitz des Präsidenten Lamey.
Am Regierungstisch : Staatsminister Turban , Geheime¬

rath Cron , Ministerialrath Buchenberger , später die
Ministerialräthe Glöckner und Bechert.

lieber die eingelaufenen Petitionen und Schreiben haben
wir bereits berichtet.

Zunächst tritt das Haus in die Berathung des Berichts
der Budgetkommission über die Rechnuugsnachweisungen
der Badanstalten für die Jahre 1878 und 1879 ein. —
Berichterstatter ist der Abg . Blattmann . Der Antrag
der Budgetkommission, die Einnahmen und Ausgaben für
unbeanstandet zu erklären, wird ohne Diskussion ange¬
nommen.

ES folgt die Berathung des Berichts der Budgetkom¬
mission über den Gesetzentwurf „das Budget der Bad¬
anstalten für die Jahre 1882 und 1883 betreffend. —
Auch hier ist der Abg . Blattmann Berichterstatter.

Der Präsident eröffnet zunächst die allgemeine Dis¬
kussion .

Der Abg . Reichert dankt der Großh . Regierung für
die Erstellung des Dampfbades in Baden , dessen Ein¬
nahmen sich von Jahr zu Jahr steigerten. — Die in den
letzten Jahren vorgenommene Analyse der Thermalwasser
habe dargethan, daß dieselben nicht nur zum Baden, son¬
dern auch zum Kurtrinken vorzüglich seien. Man habe
zwar bereits mit dem Versandt des Wassers begonnen,
allein Redner glaube , daß die Einnahme hieraus noch
wesentlich gesteigert werden könnte , wenn das Publikum
durch Anzeigen in Fachschriften und größeren , namentlich
englischenBlättern, auf die Heilkraft dieses Wassers aufmerk¬
sam gemacht würde . — Weiter glaube er , daß das Pro¬
jekt der Großh . Regierung , die Terrasse mit Glasdach zu
vergrößern, so wie es zur Zeit vorliege , dem Bedürfnisse
nicht genüge. Redner hätte , es für vortheilhafter gehalten,
wenn man dem von Seiten der Stadt Baden vorgelegter
Projette zugestimmt hätte . — Endlich erwähnt Redner,
es sei zu Pos . S der Ausgaben wieder die vertragsmäßige
Summe in das Budget eingestellt worden . Nun habe
man der Stadt Baden bisher für Unterhaltung der Renn¬
bahn in Iffezheim 24,000 M. in Abzug gebracht; allein
nunmehr sei diese Unterhaltung dem internationale » Klub
auferlegt worden . Redner habe daher gehofft, daß Baden

nunmehr wieder die volle Summe erhalten werde, die es
bisher schwer vermißt habe ; allein er finde diese Summe
nirgends im Budget eingestellt und bitte deßhalb die Großh .
Regierung um Auskunft über diesen Punkt.

Großh . Regierungskommissär Geheimerath Cron : Er
wolle zunächst die von dem Herrn Vorredner zuletzt ge¬
stellte Frage beantworten ; daß die vermißte Summe nicht
in das Budget ausgenommen worden sei, beruhe auf einer
Vereinbarung mit dem KurkonM , das die Deckung des Auf¬
wandes für die Unterhaltung des Konversationshauses mit
12,000 M. übernommen habe. — In Bezug auf Reklame
sei bereits in der letzten Zeit Manches geschehen . So
habe man über IM,000 Exemplare der Analyse von
Bunsen versendet und auch Einrückungen in größere Blät¬
ter veranstaltet ; allein es seien mit derartigen Annoncen
große Kosten verbunden und es müßte darum , wenn sie
weit ausgedehnt werden , die Erfüllung anderer Wünsche
zurückstehen .

Wenn der Abg . Reichert endlich gegen die Ausführung
des Regierungsprojetts bei Vergrößerung der Terrasse
mit Glasdach vor dem Konversationsh ause spreche , so müsse
Redner erwidern, daß das von der Stadt vorgelegte Pro¬
jekt einen Mehraufwand von 20,OM M. erfordert haben
würde und daß sich auch die von der Großh . Regierung
zu Rathe gezogenen Techniker gegen dasselbe erklärt hät¬
ten. — Jedenfalls könne übrigens die geplante Vergröße¬
rung in diesem Jahre nicht mehr vorgenommen werden,
da die Jahreszeit schon zu weit vorgerückt sei , und es
werde daher die Großh . Regierung nochmals Sachver¬
ständige zu Rathe ziehen, bevor sie sich definitiv entscheide .

Abg . Reichert : Der Unterschied zwischen beiden Pro¬
jekten sei nicht so erheblich, denn das Projekt der Stadt
Baden erfordere 14,OM M. , das der Großh . Regierung
6000 M. — Vielleicht könnte auch ein Theil der für das
Konversationshaus bestimmten Summe für den Ausbau
der Terrasse verwendet werden , denn 12,OM M. seien
wohl kaum zur Unterhaltung des Konversationshauses er¬
forderlich.

Großh . Regierungskommissär Geheimerath Cron : Bis¬
her hätten die für Unterhaltung des Konversationshauses
bestimmten 12,000 M. jährlich nicht ausgereicht . Die
laufenden Unterhaltungskosten betrügen 5000 M. In diesem
Jahre sollten nun neue Kaloriferen aufgestellt werden,
was einen Aufwand von 16,OM M . bedinge , außerdem
aber solle sämmtliches Holzwerk der Bedachung, das Kon-
versationshaus selbst mit einem Anstriche zum Schutz gegen
Feuersgefahr versehen werden . Dies würde abermals
5000 M. in Anspruch nehmen. — Es reiche daher die
für das Konversationshaus bestimmte Summe von 12,000
Mark auch in der laufenden Budgetreriode bei Weitem
nicht aus und an eine theilweise Verwendung derselben
zur Vergrößerung der Terrasse mit Glasdach sei darum
nicht zu denken .

Hiermit schließt die allgemeine Diskussion .
Bei der Spezialdiskusston über Pos. 40 der Ausgaben

bittet der Abg . Däublin die Großh . Regierung , ihre
Fürsorge dem Bade Badenweiler zuzuwenden und in das
nächste Budget den früher vorgesehenen Betrag von 12,000
Mark einzustellen.

Der Abg . Grether schließt sich der Bitte des Abg .
Däublin an. — Bei namentlicher Abstimmung wird der
Gesetzentwurf einstimmig angenommen.

Es folgt die Berathung von Petitionsberichten , und zwar
zunächst der „ Petition mehrerer Gemeinden des Amts¬
bezirks Adelsheim u. A . die Gemeindeschäfereien betreffend" .

Namens der Petitionskommission verliest der Abg.
Grether den Bericht . — Die Kommission beantragt , die
betreffenden Petitionen der Großh . Regierung zur Kennt-
nißnahme zu überweisen .

Der Präsident theilt dem Hause mit , daß ihm ein
von den Abgg . Klein, Frank , Walz , Ganter , Frey ,
v . Buol , Wittmer Unterzeichneter Antrag :

„die Petittonen der Großh . Regierung empfehlend
zu überweisen" ,

übergeben worden sei und eröffnet sodann die Diskussion
über beide Anträge .

Abg Klein : Wenngleich die Kommission den vorliegen¬
den Petitionen gegenüber eine wohlwollende Stellung ein¬
nehme , so glaubten sich die Unterzeichner des Antrages
doch damit nicht begnügen zu können , weil sie den Pe¬
tenten näher ständen und den Betrieb der Schäfereien
kennten . Die vorliegende Frage werde von landwirth -
schaftlichem Standpunkte aus verschiedene Beurtheilung
erfahren je nach der Richtung der Produttion, dem Stande
der Wissenschaft, der Art des Bodens , der Lage der
Grundstücke re. — Früher sei die Schäferei namentlich
von den Großgrundbesitzern stets als ein vortheilhafter
Wirthschastszweig anerkannt worden und werde auch heute
noch so in Norddeutschland beurtheilt . Auch selbst bei
uns werde der Nutzen der Schafzucht bei geschlossenen
Gütern , die nicht in der Nähe von Städten liegen , aner¬
kannt . Redner selbst aber behaupte auf Grund eigeuer
Erfahrung , daß kein anderer Zweig der Landwirthschast
einen so sicheren Ertrag gewähre , als gerade die Schaf¬
zucht . — Bei uns sei ein Umschwung der Ansichten in
den vierziger Jahren durch Liebig's Lehre eingetreten.
Man habe dieselbe eifrig ergriffen , praktisch verwerthet
und sich allgemein dem Körnerbau zugeweudet . Allein sie
habe sich nichr voll bewahrheitet . — Bald seien dann
noch in Folge der Vermehrung der Verkehrswege unsere
Märkte mit fremdem Getreide überschwemmt worden und
die Landwirthschast in Noth gerathen. In Folge davon
habe man sich vielfach vom Körnerbau ab und dem Futter¬
bau , sowie der Viehhaltung zugewendet . Mit Hebung
der Rindvieh -Zucht habe sich denn auch die Schafzucht
gehoben. — Die Frage nun , ob heute die Schafzucht
empfehlenswerth sei oder nicht , lasse sich — wie eigent¬
lich jede wirthschastliche Frage — nicht für ganz Baden
in gleicher Weise beantworten . Gegenden mit hoher Kul-



tur wollten mit Recht von der Schäferei nichts wissen ,
andere Gegenden aber , so namentlich das Unterland und

theilweise der Schwarzwald , wo weite Strecken für den

Fruchtbau schlecht , gut aber in Bezug auf Futterertrag
seien , könnten die Schafzucht nicht entbehren , da die weiten

Flächen sich auf andere Weise nicht ertragsfähig machen
ließen . — Gerade aber weil vielfach der Bestand von
Schäfereien Lebensfrage für bestimmte Gegenden sei , ge¬
stalte sich der Z 42 des Gesetzes vom Jahre 1848 , welcher
die Hintertreibung der Gemeindeschäferei durch einen Ein¬
zelnen ermögliche , der sich oft aus keineswegs sachlichen
Gründen ferner nicht mehr betheiligen wolle , zu einem

bedauernswerthen Hinderniß . — Das Bestreben der Pe¬
tenten sei darum auf Aufhebung dieser Gesetzesstelle und

Ersetzung durch eine den Verhältnissen entsprechende ge¬
richtet . — Schon seit vielen Jahren habe man gegen den
8 42 angekämpft , Petition um Petition sei bei der Kam¬
mer eingelaufen , Gemeinden und Aemter hätten Erhe¬
bungen gemacht und der landwirthschaftliche Centralaus¬
schuß die Großh . Regierung um Aenderung jener Gesetzes¬
stelle ersucht , allein ohne Erfolg .

Die Gegner der Gemeindeschäfereien beriefen sich nament¬
lich darauf , daß dieselben eine unzulässige Beschränkung des

Eigenthums herbeiführten . Dieser Einwand erscheine nicht
gerechtfertigt . Der Einzelne sei in seinem Betrieb durchaus
gesichert , dafür sei bereits durch Verordnung vom Jahre
1818 Sorge getragen worden . — Die Gemeindeschäfereien
verlangten lediglich , daß der Eigenthümer eines Grund¬

stücks die Schafe zur der Zeit , zu der er selbst den Acker

nicht benütze , auf denselben gehen lasse . Diese kleine Be¬

lästigung aber könne sich der Einzelne wohl gefallen lassen ,
wenn ein so bedeutender Nutzen für die Allgemeinheit
daraus entstehe . Redner theilt hierauf einige statistische
Bemerkungen über die Einnahmen aus Schäfereien mit ,
um darzuthun , daß die Schafzucht einen erklecklichen Ge¬
winn abwerfe , und fährt dann fort : allerdings werde
seitens der Petenten eine gewisse Majorisirung ange¬
strebt , allein diese finde auch sonst und in viel einschnei¬
denderer Weise bei anderen Verhältnissen im öffentlichen
Interesse statt . So namentlich bei der Feldbereinigung
und bezüglich des Jagdrechts . — Zudem seien ähnliche Ein¬
richtungen , wie die durch die Petitionen erstrebten , in Hessen
und Württemberg bereits vorhanden , und ließen sich darum
auch wohl bei uns durchführen . — Da hiernach die Ein -

sührung der Gemeindeschäfereien wesentlichen Nutzen bringe ,
die Abänderung des § 42 , welcher hemmend im Wege
stehe , daher nothwendig erscheine und zudem hinreichende
Kautelen für die Sicherung des Einzelnen in seinem Be¬
irieb gegeben seien , so bitte er , sich nicht durch theoretische
Rücksichten leiten zu lassen und dem Anträge , der dem
Praktischen Bedürfnisse Rechnung trage , zuzustnnmen .

Der Abg . Wittmer schließt sich den Ausführungen
des Abg . Klein an , weist auf den Nutzen hin , welchen die
Gemeindeschäfereien in bestimmten Gegenden dem Einzelnen
wie der Gemeinde brächten , und bittet um Anuahme des
Antrags der Abgg . Klein u . Genossen .

Abg . Schmidt : Er sei der Ansicht , daß man nicht
über den Kommissionsantrag hinausgehen solle , denn wenn
man die Petitionen der Großh . Regierung empfehlend
überweise , so werde damit erklärt , man sei schlüssig in
dieser Angelegenheit und bitte die Großh . Regierung , einen
den Petitionen entsprechenden Gesetzentwurf vorzulegen . —
So weit sei aber die Angelegenheit noch keineswegs ge¬
diehen . Der Abg . Klein habe bereits erwähnt , daß man
die Frage » om landwirthschastlichen und vom rechtlichen
Gesichtspunkte aus beurtheilen könne . Redner wolle den
letzteren in 's Auge fassen . Die Wiedereinführung der
Schäfereien enthalte einen schweren Eingriff in das Eigen¬
thum , denn es sei verfassungsmäßiges Recht , daß Jeder
über sein Eigenthum frei solle schalten und walten können ,
und daß er nur dann zur Abtretung seines Eigenthums
verpflichtet sei , wenn ein überwiegender öffentlicher Nutzen
in Frage stehe . Lege man dem Eigenthum eine große Last
auf , so sei auch dadurch die freie Verfügung über das¬
selbe ausgeschlossen . Aber selbst in landwirthschaftlicher
Beziehung gingen die Ansichten auseinander . In hoher
Kultur stehende Gegenden wollten von den Schäfereien
nichts wissen , und doch intendirten die Abgg . Klein u . Gen .
ein Gesetz , das für das ganze Land Anwendung finden
solle . — Nur da , wo die Dreifelderwirthschaft betrieben
werde , bringe die Schäferei Nutzen . — Weiter komme
hinzu , daß die Felder durch den Trieb der Schafe nicht
unbeschädigt blieben . — Nur das Interesse des großen
Landwirths erheische die Gemeindeschäfereien , während die¬
selben dem kleinen Landwirth Schaden brächten , indem sie
ihm unmöglich machten , auch nur eine einzige Ziege zu
halten . — Daß die Einführung der Gemeindeschäfereien
dem Interesse der Gemeindekasse diene , sei richtig , allein
die Art der Besteuerung , wonach eine Mehrheit auf Kosten
Nichteinwilligender die Gemeindeeinkünste vermehren könne ,
kenne man heute nicht . — Die angezogenen Analogien ,
namentlich die der Lage , paßten nicht . — Immerhin sei
der Gegenstand einer Prüfung werth und Redner gebe
darum dem Kommissionsantrage seine Zustimmung .

Abg . Jung Hanns : Es seien seitens der Petenten
volkswirthschaftliche und gemeindefiskalische Gründe für
Einführung der Gemeindeschäfereien geltend gemacht wor¬
den . Von den gegen diese Gründe erhobenen Einwen¬
dungen lege er das geringste Gewicht dem vom eigen -

thumsrechtlichen Standpunkte aus erhobenen Einwand bei ,
denn das Eigenthum dürfe sich dem öffentlichen Nutzen
nicht schroff entgegenstellen . Auch volkswirthschaftliche Be¬
denken habe man geäußert und erklärt , es sei besser , jene
öden Strecken mit Wald anzupflanzen . Er glaube , daß
drei Viertel der Gemeindegenossen wohl Verständniß ge¬
nug haben würden , prüfen zu können , was ihnen in volks -

wirthschaftlicher Beziehung nützlicher sei . Außerdem solle
ja noch Staatsgenehmigung erforderlich sein für die Ein¬
führung und damit sei jede Garante gegen etwaige Miß¬

griffe gegeben . — Die Gefahr , welche dem kleinen Mann
drohe , könne nicht so groß sein , da ja wohl , wenn drei
viertel der Gemeindegenossen zustimmen müßten , die kleinen
Leute die Mehrheit hätten . Außerdem sei das Interesse
der Gemeindekaffe auch für den kleinen Mann beachtens -
werth . Für die ärmsten Gemeindeangehörigen lasse sich
auch geeignete Fürsorge treffen . — Aus allen diesen
Gründen glaube Redner , man solle den Wünschen der
Petenten entgegenkommen und sich dem Anträge der Abgg .
Klein u . Gen . anschließen .

Der Abg . Blattmann schließt sich den Ausführungen
des Abg . Schmidt unter dem Hinweis darauf an , daß
das projektirte Gesetz für viele Gegenden nicht paffen würde .

Abg . Frank : Vas Gesetz » om Jahre 1848 habe den
damaligen Verhältnissen entsprochen , für heute sei es zu
eng . Die Kultur sei eine andere geworden . — Manche
Gegenden bauten Handelsgewächse , manche Futter . In
den ersteren würden natürlich die Gemeinden erklären , sie
könnten keine Schäfereien brauchen , und dann würden sie
eben nicht eingeführt . Also habe es absolut keinen Nach¬
theil , .wenn man ein dem Wunsche der Petenten entspre¬
chendes Gesetz für das ganze Land erlaffe . — Gerade in
den Gemeinden , welche sich sagten , daß sie die Schäferei
wohl während eines Theils des Jahres brauchen könnten ,
zeige es sich drastisch , wie hier ein Einzelner dem Interesse
der Allgemeinheit durch seinen Widerspruch entgegentreten
könne und wie sehr darum eine Aenderung geboten sei . —
Daß die Gemeindeschäfereien Schaden brächten für die
Felder , sei nicht richtig . Uebrigens könne , wenn es im
im Einzelfalle doch vorkomme , leicht Abhilfe geschaffen
« erden . — Nicht allein im Interesse der Großgrundbesitzer ,
auch in dem der kleinen Leute liege die Gemeindeschäferei ,
denn diese wären häufig gar nicht in der Lage , Dung auf
ihr Grundstück zu bringen , während hier die Düngung
durch die Schafe bewirkt und es ihnen dadurch möglich
werde , ihr Feld mit Frucht zu bestellen . — Redner er¬
klärt sich für den Antrag Klein .

Abg . Bär : Er gebe in rechtlicher Beziehung zu , daß
das Eigenthum auch zu Gunsten der Gemeindeschäfereien
beschränkt werden könnte , wenn deren Einführung in öffent¬
lichem Interesse geboten sei , allein weiter gehe Redner
nicht , da er keine Beschränkung des Eigenthums aus ge¬
meindefiskalischen Gründen wünsche . — Heute ehre man
die Individualrechte überhaupt nicht mehr so wie ehedem .
Dies zeigten die Bestrebungen des Reichs , das Tabaks¬
monopol einzuführen . Wie Redner dieses bekämpfe , so
bekämpfe er auch die Monopole der Gemeinde . Wo es
jedoch der öffentliche Nutzen verlange , stehe er der Be¬
schränkung des Eigenthums nicht entgegen . — Er glaube ,
nachdem sich die Kammer bisher immer ablehnend ver¬
halten habe , könne sie jetzt nicht wohl in das Gegentheil
verfallen und die Petitionen empfehlend überweisen , um
so weniger , als die Schäferei bald nützlich , bald schädlich
sein könne . Man solle darum den von der Kommission
vorgeschlagenen Mittelweg einschlagen .

Abg . Walz : Durch Einführung der Schäfereien wür¬
den die Felder ertragsfähiger gemacht ; dies bewirke Stei¬
gerung der Einnahmen und in Folge davon Verringerung
der Umlagen . Er stimme daher dem Antrag Klein und
Genossen zu .

Abg . v . Buol : Die Petenten wollten keineswegs an
den Grundlaben des Gesetzes rütteln , denn der 8 42 stehe
inhaltlich außerhalb dieses Gesetzes . — Die vielen Peti¬
tionen , die seit 16 Jahren gestellt worden seien , hätten
nur die Ablösung der Weidedienstbarkeiten bezweckt , aber
an den öffentlich rechtlichen Gemeindeweiden nichts ändern
wollen . — Sowohl die Kommission , als die Großh . Re¬
gierung hätten sich seinerzeit gegen die Einführung des
8 42 erklärt und damals schon die Bedenken geltend ge¬
macht , die heute die Petenten äußerten . — Redner weist
sodann noch darauf hin , wie die Gemeindeschäfereien in
hervorragender Weise dem Kleingrundbesitzer zu Gute
kämen , und bittet schließlich um Annahme des Antrags Klein .

Staatsminister Turban : Er habe bisher das Wort
noch nicht ergriffen , weil er zunächst die Stimmung des
Hauses in dieser wichtigen Frage habe kennen lernen
wollen . — Der Standpunkt , den die Großh . Regierung
seit dem Erscheinen des Gesetzes von 1848 eingenommen
habe , sei derselbe geblieben , nämlich festzuhalten an dem
zufolge des Amendements der Ersten Kammer angenom¬
menen Grundsätze des 8 42 , obgleich der damalige Re -
gierungskommissär bei dessen Berathung von dem Gedanken
ausgegangen sei , daß die Gemeindeschäfereien erhalten
werden sollten . In den nächsten Jahrzehnten hätte keine
Anregung zu einer Aenderung stattgefunden . Als im Jahre
1860 diesbezügliche Petitionen eingelaufen seien , habe die
Großh . Regierung die Frage von Neuem erwogen , die
damaligen Kreisregierungen gehört und auf Grund der
vorgenommenen Prüfung eine Aenderung abgelehnt . Auch
später noch habe die Großh . Regierung die gegen die
Aenderung des Gesetzes sprechenden , auch in der heutigen
Verhandlung bereits von mehreren Rednern dargelegten
Gründe für die überwiegenden erachtet . Beachtenswerth
aber sei es nun allerdings , daß aus bestimmten Landesgegenden
der Wunsch sich immer und immer erneuere , es möchte die
Einführung der Gemeindeschäfereien auch gegen den Willen
Einzelner gestattet werde , wenn nur eine Mehrzahl der
betheiligten Güterbesitzer zustimme . Diese Ausdauer werde
die Großh . Regierung bestimmen müssen , der Frage aber¬
mals näher zu treten . Auch wenn das Hohe Haus ledig¬
lich die Annahme des Kommissionsantrages beschließen
sollte , werde doch die Großh . Regierung keineswegs diese
Petitionen , nachdem sie dieselben gelesen , den Akten an¬
heften , sondern ernstlich an die Arbeit herantreten nnd
prüfen , ob nicht ein Gesetz entworfen werden könne , das
den geltend gemachten Wünschen entgegenkomme , ohne doch
der Landwirthschaft zu schaden . Mehr zu versprechen sei
Redner heute nicht in der Lage . Nach der gegebenen
Zusage aber werde der Unterschied zwischen beiden An¬

trägen nicht mehr so bedeutend sein , als der Herr Abg .
Schmidt betont habe . Keinenfalls würde , wenn etwa die
Kammer die Petitionen der Großh . Regierung empfehlend
überweise , diese schon darum allein verpflichtet sein , ein
Gesetz vorzulegen , weil ja alsdann zunächst nur diese
Kammer den Wunsch nach einer Gesetzesvorlage ausge¬
sprochen haben würde , welcher der Prüfung der Regierung
unterliege . Auch habe dieselbe vor Allem noch abzuwarten ,
in welcher Weise sich der andere Gesetzgebungsfaktor , wel¬
chem bekanntlich zur Zeit die gleichen Petitionen vorlägen ,
über die Frage sich aussprechen werde .

Für den seitherigen Standpunkt der Großh . Regierung
habe Redner noch Folgendes zu bemerken : Wie werthvoll
auch die Gemeindeschäfereien für einzelne Gemeinden sein
mögen , so werde doch der Einzelne durch diefelben in der
freien Benutzung seines Eigenthums gehemmt . Treffe
dieser Mißstand namentlich den kleinen Grundbesitzer , f»
bilde dies in der That , wie schon von dem Abg . Schmidt
hervorgehoben worden , ein erhebliches Bedenken gegen die
Aenderung des Gesetzes . Man werde daher jedenfalls
darauf gefaßt sein müssen , daß ein neues Gesetz eine große
Zahl von Kautelen aufstelle . An der Zustimmung von
drei Vierteln der Grundbesitzer , welche mindestens drei
Viertel der zu beweibenden Grundfläche inne hätten , würde
es nicht genügen , sondern es müßte jedenfalls noch von
dem unbefangenen Standpunkte der Regierung aus eine
Prüfung eintreten , ob die Einführung der Gemeinde¬
schäferei keinen Nachtheil bringen könne , und hier werde der
Regierung die Aufgabe zufallen , die Minderheit gegen die
Mehrheit zu schützen . Außerdem würde wohl die Ge¬
meindeschäferei jeweils nur auf kürzere Zeit als auf 9
Jahre zu beschließen sein . Weiter werde man größere , in
sich abgeschlossene Komplexe von dem Gemeinde -Weide¬
zwang ausnehmen , dann aber allerdings ihre Besitzer
einen Vorausbeitrag in die Gemeindekasse , ähnlich dem
sog . Weidezins des württembergischen Gesetzes von 1873
bezahlen lassen müssen . Endlich müßten wohl die feld -
polizeilichen Bestimmungen verschärft oder strenger durch¬
geführt werden . Falls man solche Beschränkungen be¬
schließe , werde es vielleicht möglich werden , ein Gesetz zu
schaffen , das im Wesentlichen den Wünschen der Petenten
einerseits entspreche und andrerseits der Landwirthschaft
keinen erheblichen Schaden bringe .

Der Abg . Klein dankt der Großh . Regierung für ihr
Entgegenkommen , wendet sich sodann gegen einzelne Aus¬
führungen der Abgg . Blattmann , Bär und Schmidt und
spricht schließlich nochmals dringend für Annahme seines
Antrages .

Der Abg . Müller erklärt sich für den Antrag Klein
unter dem Hinweis darauf , daß die vorgesehenen Kautelen
jedeGefahr einer ungerechtfertigten Majorisirung ausschlöffen .

Abg . v . Feder : Es sollten sich die Antragsteller nach
der Erklärung des Herrn Staatsministers beruhigen und
dem Anträge der Petitionskommission zustimmen . Nach
seiner Ansicht gehe der Antrag Klein und Genossen zu weit ,
denn er empfehle nicht etwa eine Revision des Gesetzes im
Allgemeinen , sondern schlage ein neues Gesetz vor . Zudem
schienen ihm die Beschwerden der Petenten nicht genügend
tatsächlich begründet , denn keiner der Redner habe euren
Fall anführen können , in dem ein Einzelner den Ausschlag
gegeben habe . — Dazu komme , daß , wie die Petenten selbst
zugeständen , sich über einzelne Begehren reden lasse . Gerade
mit Rücksicht darauf , daß noch viele Fragen zu erwägen ,
auch die Verhältnisse unseres Landes sehr verschieden seien ,
müsse man vorsichtig zu Werke gehen . Die Großh . Re¬
gierung habe sich bereit erklärt , den geltend gemachten
Wünschen entgegen zu kommen und damit solle man sich
begnügen .

Der Abg . Edelmann spricht sich für empfehlende Ueber -
weisung der Petitionen aus .

Hiermit schließt die Diskussion .
Der Berichterstatter Abg . Grether empfiehlt die An¬

nahme des Kommissionsantrages .
Der Präsident bringt hierauf den Antrag Klein

und Genossen zur Abstimmung . Derselbe wird ange¬
nommen . —

Nach einer persönlichen Bemerkung des Abg . Bär geht
das Haus zur Berathung des Petittonsberichts über die
Bitte des Nikolaus Stempele von Alberweiler , „ Ausbe¬
zahlung des Brandverstcherungsbetrages für sein abge¬
branntes Anwesen betreffend "

, über . Berichterstatter ist der
Abg . v . Stockhorn . Die Petiüonskommission schlägt
Uebergang zur Tagesordnung vor .

Der Präsident bringt einen von den Abgg . Lohr ,
Edelmann , Dietsche , Wacker , Birkenmauer Unter¬
zeichneten Antrag :

„die Petitton der Großh . Regierung empfehlend zu
Überwerfen "

,
zur Kenntniß des Hauses .

Abg . Lohr : Er unterstütze die Bitte des Petenten ,
dem durch den Brandfall großes Unglück und keinerlei
Vortheil widerfahren sei. Die Verlegung des Anwesens
sei nur aus Gesundheitsrücksichten erfolgt , der Fall also
dringend . Allerdings habe sich Stengele einen Abzug von
10 °/o an der Versicherungssumme gefallen lassen , aber
dazu sei er nur durch seine bedrängte Lage gezwungen
worden . Der Petent appellire an die Hochherzigkeit des
Hauses und darum bitte Redner die Petition der Großh .
Regierung empfehlend zu überweisen .

Abg . Edelmann : Es handelt sich im vorliegenden
Falle nicht um eine Beschwerde , sondern um eine einfache ,
aber gerechtfertigte Bitte , denn er kenne keine Bestimmung ,
welche die General - Brandkaffe ermächtige , die Verlegung
von Baustellen an solche Bedingungen zu knüpfen , wie es
hier geschehen sei. — Der Petent habe sein Haus lediglich
etwas weiter oben am Weg wieder aufgebaur , es stehe
eigentlich noch auf demselben Hofraum , auf dem es früher
gestanden habe , und der Eigenthümer habe aus der Ver¬
legung keinen besonderen Bortheil gezogen . Zu dem Abzug



habe sich der Abgebrannte nur in Folge seiner Nothlage
entschlossen und in der Angst, andernfalls gar keine Brand¬
entschädigung zu erhalten . Ihm gebühre nach Recht und
Gesetz volle Entschädigung.

Großh . Regierungskommissär Mimsterialrath Bechert:
Es sei ein Fundamentalsatz der Feuerversicherung, daß der
Versicherte sich durch den Brandfall nicht verbessern oder
bereichern solle. Diesen Grundsatz habe auch unser Feuer¬
versicherungs - Gesetz für Gebäude ausgenommen und zu
seiner Durchführung u . A. auch bestimmt, daß der Ver¬
sicherte die Brandentschädigung nur dann erhalte , wenn er
an der gleiche » Stelle , an welcher es gebrannt , wieder
aufgebaut habe. Eine Verlegung der Baustelle solle nach
Z 56 Abs. 1 des erwähnten Gesetzes nur ausnahmsweise
in dringenden Fällen zugelassen werden . Im vorliegenden
Falle habe der Derwaltungsrath der General -Brandkasse
zunächst erklärt, daß der Z 56 hier nicht anwendbar sei,
auf nochmaliges angelegentliches Bitten des Abgebrannten
aber seine Zustimmung zur Verlegung ertheilt , jedoch —
unter gleichzeitiger Anwendung des § 51 des Feuerver¬
sicherungs-Gesetzes, dessen Anwendbarkeit auf die Fälle des
§ 56 Abs. 1 im Schlußsätze des letzteren ausdrücklich her¬
vorgehoben sei — mit der Bedingung , daß die zu leistende
Vergütung um 10 Proz . herabgesetzt werde. Es sei sonach
durchaus im Rahmen des Gesetzes , zugleich aber in An¬
betracht der unläugbar wesentlichen Vortheile , welche dem
Bittsteller die Zulassung der Verlegung bringe , auch den

thatsächlichen Verhältnissen vollkommen entsprechend verfügt
worden . Wenn daraus hingewiesen worden sei, daß auch
die Privatversicherungsgesellschast einenAbzug machen wolle,
so sei dem gegenüber darauf aufmerksam zu machen , daß
der »orbehaltene Abzug lediglich die von der General -Brand-
lasse, nicht auch die von der Privatgesellschaft zu leistende
Brandentschädigung berühre und dies dem Petenten bereits
in der in der Sache ergangenen Entschließung des Mini¬
steriums des Innern ausdrücklich bemerkt worden sei .

Abg. Birkenmayer : Das Gesetz gebe nur die Mög¬
lichkeit , einen Abzug zu machen und darum sollte man von
dieser Besugniß nur da Gebrauch machen, wo mit der
Verlegung des Bauplatzes erhebliche Vortheile verbunden

seien. — Nach formellem Recht habe der Abgebrannte
allerdings jeden weiteren Anspruch verwirkt , allein nur
in Folge der Nothlage, in der er sich befunden, habe er
dem Abzug zugestimmt. Redner bitte die Großh . Regierung ,
darauf hinzuwirken, daß man den Abgebrannten in unbe¬
deutenden Fällen keinen Abzug mache, zumal wenn jeder
Verdacht einer Brandstiftung ferne liege .

Abg . Kiefer : Es erscheine ihm durchaus ungeeignet,
daß man, bewogen durch Billigkeitsrückfichten oder Mit¬
leid, in die Thätigkeit einer Staatsbehörde eingreife, welche
lediglich von einer ihr durch das Gesetz ertheilten Ermäch¬
tigung Gebrauch gemacht und darum durchaus korrekt ge¬
handelt habe. Auf diese Weise mache sich die Kammer
zu einem Revisionshof über die Thätigkeit der Staattsver -
waltungs-Behörden . Zu einer solchen Einmischung sei die
Kammer aber durchaus nicht befugt. Zudem liege im vor¬
liegenden Falle eine Enthörung gar nicht vor. — Man solle
an die Konsequenzen denken . Ein Verfahren wie das
Dorgeschlagene würde alle Unzufriedenen veranlassen, sich
jeweils an dieses Hohe Haus zu wenden . Die Regierung
aber würde sich an die empfehlenden Ueberweisungen der¬
art gewöhnen , daß sie dieselben mit der Zeit als etwas
Unbedeutendes ansehcn müßte, und damit würde das Ge¬
wicht derartiger Ueberweisungen überhaupt abgeschwächt.
Er bitte dringend, nicht einen Schritt zu thun , der über
den Beruf und die Rechte der Kammer hinausgehe und
jede geordnete Verwaltung störe.

Der Abg . Edelmann tritt den Ausführungen de« Abg.
Kiefer entgegen , weist darauf hin , daß der Abgebrannte
durch die Verlegung nur unbedeutende Vortheile erlangt
habe, und betont , daß es sich nicht um eine Beschwerde,
sondern um eine einfache Bitte handle .

Großh . Regierungskommissär Ministerialrath Bechert:
Er müsse gegenüber der Behauptung des Abg . Edelmann ,
daß die dem Abgebrannten durch die Verlegung zuge¬
gangenen Vortheile nur minimale seien, nochmals hervor¬
heben , daß der Petent gerade wegen der Erheblichkeit der
Bortheile so dringend um Gestattung der Verlegung ge¬
beten habe , in seiner Eingabe sei wiederholt die Rede
von den vielen Mißständen und Unbequemlichkeiten, die

das abgebrannte Haus und der alte Platz gehabt haben,
und nur in Rücksicht dessen sei die Verlegung überhaupt
gestattet worden .

Abg . Bär : Er wolle dem Abg . Edelmann nur erwidern ,
daß es einerlei sei , ob man eine Beschwerde Beschwerde
oder Bitte nenne. Aus den Ausführungen der Petition
und der Antragsteller erhelle deutlich, daß man das Gesetz
für nicht richtig angewendet erachte , und daß man that-
sächlich eine Beschwerde begründe, während man von einer
Bitte rede. — Der Fall der Enthörung liege nicht vor
und darum habe sich die Kammer mit der Sache nicht zu
befassen. Der Abgeordnete Edelmann verkenne auch den
Grund der gesetzlichen Bestimmungen . Man wolle die
Verlegung abgebrannter Häuser überhaupt verhindern . Man
wisse, daß vielfach Brände durch Gewinnsucht entständen,
uno darum wolle man dem Abgebrannten unter keinen
Umständen einen Vortheil gewähren , denn wenn auch der
im Einzelfall Betroffene ohne alle Schuld am Brande sei,
so könnten sich doch, falls er Bortheil aus dem Brande
zöge, andere zur Brandstiftung verleiten lassen. — Die
Petitionskommission babe in ihrem Antrag durchaus das
Richtige getroffen uno darum bitte Redner , derselben zuzu¬
stimmen.

Der Abg . Junghanns bemerkt , es habe zwar die
Behörde im vorliegenden Falle hart gehandelt, allein , da
ein grober Mißbrauch nicht vorliege , habe die Kammer
kein Recht zur Einmischung.

Hiermit schließt die Diskussion .
Der Berichterstatter Abg . v. Stockhorn weist aus der

Eingabe des Petenten nach , wie dieser selbst die Verlegung
der Baustelle als einen großen Vortheil betrachte, wieder¬
holt die einschlagenden gesetzlichen Bestimmungen und em¬
pfiehlt schließlich die Annahme des Kommissionsantrages .

Der Präsident bringt hierauf den Antrag der Abgg .
Lohr und Genossen zur Abstimmung . Derselbe wird ab¬
gelehnt. Der Antrag der Petitionsknmmission wird an¬
genommen.

Hierauf Schluß der Sitzung.

Handel «nd Berkehr .
Handelsberichte .

v . Frankfurt , 18. März . (Börseuwoche vom 11. bis
17. März . Trotz verschiedener ungünstiger politischer Nachrich¬
ten, die zeitweise Abschwächung herdeiführten, blied der Grundton
der Tendenz während der beute abgelaufenen Berichtsperiode an¬
haltend ei» fester . Die Kurse vermochten sich ziemlich gut zu
behaupten, wenn auch das Geschäft sich meist in sehr engen
Grenzen bewegte , ein Umstand, der sonst die Kurse gewöhnlich
zum Abbröckeln bringt . Das finanzielle Ereigniß der Woche war
die am Montag erfolgte Bilanzveröffentlichung der ungarischen
Kreditbank, deren Dividende auf 21 fl. notirt wurde. Da indeß
die Spekulation die Parole der Passivität gegeben zu haben schien,
so wirkte dies günstige Erträgniß nicht besonders fiimulirend und
nur in Kreditaktien finden lebhaftere Umsätze statt. Am Dien¬
stag verstimmten in Verbindung mit mattere» Wiener Kursen die
Einberufung der österreichischen Delegationen , sowie Gerüchte von
Rüstungen Montenegro 's , die indeß später keine Bestätigung fän¬
den . Ander» TagS gewann die inzwischen eingetretene Rück¬
wärtsbewegung durch einen Artikel der „Kreuz-Zeitung ", der die
Möglichkeit eines Konflikts mit Rußland erörterte , noch größere
Intensität . Gestern war man über die politischen Beunruhigun¬
gen wieder zur Tagesordnung übergegaugen und es konnte sich
auf Wiener Dingung eine erhebliche Besserung etabliren. Lom¬

barden zeigten sich außer Kreditaktien besonders favoristrt, da
man bestimmt eine Dividendenzahlung erwartet. Werner waren
wieder Gerüchte über den Abschluß des türkischen TabakSgeschäftS
im Umlauf . Heute sind wieder Ndschwächungen , doch ohne große
Bedeutung , zu verzeichnen , die durch matteres Berlin und da-
Gerücht von einer neuen Rede Skobeleff'S motivirt wurden.
Der Verkehr war übrigens bei Wochcnschluß sehr still uad daS
GroS der Spekulation verharrte in seiner seitherigen Zurückhaltung.

Kreditaktien wurden während der Woche » 268 —272 und 269 ' »
gehandelt. Stoatsbahn - Aktien gingen » 257—265 '/« und 258' /.
um . Galizier waren » 248' , —25V' , und 249'/. im Umsatz. Lom¬
barden variirten » 118 —122 ' /, und 121, . Die übrige» österr.
Bahnen weisen bei Wochenschluß tbeilweise Steigerung , theilweise
Rückgänge auf Buschtiehrader besserten sich 2fl . , Nordwest
t ' , fl . Dnx - Bodenbacher verloren 4 ' , fl . Deutsche Bahnen
haben neuerdings im Kurse angrzogen auf Grund günstiger Di¬
videndengerüchte . Rechte Oderufer stiegen 5' /. Proz . auf daS
Gerücht von einer Dividende von 9 Proz . Oberschlesische ge¬
wannen 4 Proz . , Breslau -Schweidnitz Fceibural ' /. Proz . Oesterr .
Prioritäten waren wenig belebt . Oesterr . » ungar . Renten eher
schwächer. Russen behaustet . Spanier fest und in guter Nach¬
frage. Banken hielten sich durchgehende , ziemlich fest. DiSconto-

commandit sind " « Proz . . Württ . Vereinsbank 1 Proz .. Deutsche
Handelsgesellschaft 1 ' /. Proz . höher. Deutsche Effektenbank ge¬
fragt und fest. Die Dividende deS Instituts von 13 ' , Pro » , hat

trotz der bedeutenden Zurückstellungen auf den Rcserveconto be¬
friedigt. Diese neue Einrichtung wird voraussichtlich in aller

j Kürze dem Institute , vorausgesetzt , daß es auch in den nächste»
^ Jahren möglich sei« wird , derartige Zurückstellungen zu machen »
, « ne ungemein feste Position verleihe » und dasselbe gegen alle
> Wechselfälle deS Geschäfts stählen. Amerikanische Prioritäten

schwächer. Deutsche Fonds fest. Von Wechseln Amsterdam und
Wien höher» Paris matter . PrivatdiSconto 3' / , Pro ».

Ma » nheim . 18. März . In der heutigen Generalver¬
sammlung der Rh einisch en H y o th e ke n b ank wurde auf
Grund deS Geschäftsberichts «nd gemäß dem Antrag des Auf-

sichtSrathS beschlossen . eine Gesammtdivideude von 7 Proz . —

21 M . — Per Aktie zu vertheilen und die Reservefonds anstatt
mit den statutenmäßigen 5 Proz . (17,737 M . 62 Pf .) mit 13,4SProz .
deS erzielte» Gewinns (47,737 M . 62 Pf . ) zu dotiren. Die Ro»

! servefoudS erreichen damit dir Höhe von 819,103 M . 24 Pf .
^ New - NorI » 18 . März . (Schlußkurse.) Petroleum in New-
l Aork 7 ' , . dto . in Philadelphia 7 '/. , Mehl 4 .90 , Rother Winter -
i weizen 1 .38, Mais (old mixed) 76, Havanna -Zucker 7 '/, . Kaffee»
! Rio good fair 9'/, , Schmalz (Wilcox) 11' /,« , Speck 9°/, , Getreide¬

fracht 2'/ . .
Baumwoll - Zufuhr 9000 B . » Ausfuhr nach Großbritannien

4000 B ., dto . nach dem Continent 12,000 B .

Verantwortlicher Redakteur : F . Nestler in Karlsruhe .

»ulde» ». w.
VKS7
- » Rmk-, l granc --- »v M».

EtaatSpapierej Gchwed . 4 in Mk.
S'/, Obligat , fl. 97'/, Span .lMuSl -Rnt .Piast

Arantfnrrer Kurse vom 18. März 1̂ 82
"

--- »uN. ». »« W,„ 1 « ari B»nd> -- «mk. i . « i L SWer-

Vadr »
. 4 . fl. 100' /,.
. 4 . M . 101 ' /,,

Bayern . 4 Obligat .M . 101 ' /,,
De«tfch4ReichSa «l . M . 101 '/.
Preußen 4'/»°/, Eons M . 104' /,

. 4«/»LonsolsM . 101 ' /,
Sachse« S' /, Reste M . 80' /,
Wtbg>4'/,O .v .78/7S M - 105' /,

. 4Obl . M . 101 ' /, ,
Oesterreich4Goldrmte78 " /„

, 4' /,Silberrte .fl. 64
, 4 ' /,Papirrrte . ff. —
. 5PaPierr . v .1881 76 ' /,

Ungarn S Goldreute fl. 100'/,
. 4 » fl. 73" /..

Italien 5 Rente Fr . 88
Rm »Smen6 Oblig . M . 1VV " /,,
Rußland 5Obl .v.18«2^ 83' /,

. kObl .V.1877M .85" /„
» 5lI .Orientanl .PR . 56' /,

. 4 Tons. v . 1880 R . 68 '
.,

103' /,
28' -. ,
102' ,
99 ' /,

111
114'/,

Schw.4' /r« ern.v.1877F.
, 4°/«B -rn188v F

N .-Amer.4'HT .pr .l891T
N .-Amer.4 T .pr .1S07.D .

Bank -Aktien .
4' /,DeutscheR.-Ban ? M . 148' /, ,
4 Badische Bank Thlr . 117
5 Basler Bankverein Fr . 164 ' /,
4 Darmstädter Bank fl. 155 ' /«
4DiSc .-Kommand.Thlr . 192 ' /,
5Frankf.BankvereiuThlr . 102 ' i,
5 Oest . Kredit-Anstalt fl. 270 -/,

5D ?We ^ u .WechseÄtt .
"

4V' /ft einbezahlt Thlr . 133' ,
Eisenbahn -Aktie ».

4 Heidelberg -Speyer Thlr . 53' ,
4 Hess. Ludw.-BahuThlr . 101 ' /,
4Meckl.Friedr .-Kranz M . 161' /,
3 ' /, ObersGes .-St . Thlr . 244 ' /,
4' /, Pfäl ». Maxbahn fl. 126' /,

4 Pfälz . Rordbah» fl. 97 '/,
4 Rechte Oder -Ufer Thlr . 168 ' /,
6 ' /,. Rhein-Stamm Thlr . 162 ' /,,
4 Thitriua . I -it . 4 . Thlr . 213' /,
5 Böhm . West-Bahn fl. 254
5 Gal . Karl -Ludw.-B . fl. 249 ' /,
5 Oest.Frauz -St .-Bah » fl . 259 ' /,
5 Oe t . Süd -Lombard fl. 123 ' /,
5 Oest . Rordwest st. 175
5 . . I-it . v . Ü. 189 '/«
5 Rudolf fl. 140' /,

Eisenbahn -Prioritäten
4 Hess. Lndw .-B . M . 99' /,
4 Pfäl, . Ludw.-B . M . 100' /,
5 Elisabeth-Gisela fl . 85' /,,
5 » Lmz-Budw .fl. 85' /,
5 Franz -Josef v . 1»67 fl . 85' /,
4' /rGal .T .-Lud.l .-lV .E .fl. 84' ,-
5 Mähr . Greuz-Bahufl . 69'/,
5 Oest . Nord » . Gold -

Obl . M . 103' ,
5 Oest. Nord » . I -it . 4 . fl. 86 '

,,
6 Oest. Nord » , k-it S fl . 85' /,

s Vorarlberger fl. 84' /.
5 Gotthardl — lllSer .Fr . 100
4 Schweiz. Central 93 '/,
5 Süd -Lomb . Prior . Fr . 100' /«
3 Süd -Lomb . Prior Fr . 55' /
5 Oest.StaatSb .-Prio . fl . 104 ' ,
L dto. 1—VI» 8 . Fr . 75 ' /.
3 Livor, lat . 6,01 u. ' >2 „ S4 '/>
5 Toscan . Central Fr . 88

Pfandbriefe .
4' /» RH . HyP.-Bk . - Pfdbr .

S . 30 32 . —
4 dto. 99 ' '/, .
SPreuß -Ceut .-Bod .- Creb .

verl. L110 M . 113
4 dto . . 4100M . 99
4' /,Oest .B .-Trd .-Aust .ff. 1V0" ,, ,
5 Ruff . Bod .-Tred . S Ä . 80' /,
4«/° Süd -Bod .-Tr .-Pfdb . 100

'verzinsliche Loose.
3 ' /,Eöln -Mwd .Thlr . i0o 127 ' /, ,
4 Bayrische . 100 134 ' /,
4 Badische . 100 135" ,

4Meiu .Pr .Pfdb .Thlr .100
3 Oll

'. 118 ' /.
Oldenburger » 40 124

4 Oesterr . v. 1854 fl. 260 110' /,
5 . V . 1860 , 500 119 ' /,
4 Raab - Grazer Thlr . 100 92 ' /,
U« verzt « Sliche8oosepr .Stück.
Badische fl. 3S-Loose 213.50
Braunsch« . THlr. 20-Loose 99.20
Oest . fl- IOO-Loose v. 1864 320.25
Oester. Lreditloosefl . 100

von 1858 329.60
Uugar .StaatSloose fl.100 225.—
AnSbacher fl. 7-Loose 34.10
AugSburger fl. 7- Loose 27 .50
Frnburger Fr . 15-Loose 29 .20
Mailänder Kr. 10-Loose 15.—
Meininger fl. 7-Loose 27.20
Schweb. Thlr . 10-Locse 57 .80

Wechsel und Sorte ».
Paris kur, Fr . 100 81.—
Wien kurz fl. 100 169 .95
Amsterdamkurzfl.100 168 .90
London kurz 1 Pf . St . S0 .47

Dukaten 9.53—58
Dollars m Gold 4 .20—24
30 Fr .-St . 1S.21—2S
Ruff . Imperials 16 .66—7L
SoverergnS 20 .38—4L
EtäLte-Obltaatiose « » «»h

Industrie -Aktien .
4 KarlSruherObl .v.187S —
4' /, Mannheimer Obl . —
4'/, Pforzheim » » 101 ' /,
4' /, Baden -Baden , —
4' /, Heidelberg Obligat . —
4 Freiburg Obligat . 100' /,
4 Konstanzer Obligat . —
Ettlmger Spinnerei o . ZS . 114
Karlsruh .Majchiuenf . dto. 107 ' /,
Bad . Zuckerfabr., ohneZS . —
3' j,Delltsch.PHLu. SV°/,E » . —
4 Rh . Hypoth .-Baak 5V' /«

de» . Thk. 113 ' /,
Reichsbank DiScont 4°/,
Franks . Bank . DiScont 4' /,

Tendenz : sehr fest .

L.687 . Gemettrve FriedrichSdorf , Amtsgerichtsbezirks Eberbach .

Oeffentliche Aufforderung .
Die Beremignvg der Grund- und Unterpfandsbücher der Gemeinde
Kriedrichsdorf , der besonder » Gemarkung Souderuachsgrusd und

der Colonie badisch Schöllenbach betr.
Diejenigen Personen , zu deren Gunsten Einträge von Vorzugs - oder

lluterpfandsrechten länger als 30 Jahre in den Grund - oder Unterpfands¬
büchern der
Gemeinde Friedrichsdorf «nb der besonder « Gemarkung Sonder -

» achSgrnnd «nd der Eolonie badisch Schöllenbach , Amtsgerichts¬
bezirks Eberbach ,

eingeschrieben sind , werde» hiermit auf Grund des Gesetzes vom 5. Juni 1860,
die Bereinigung der Unterpfandsbücher betr. (Reg .-Bl . S . 213) und des Ge-

scheS vom 28. Januar 1874 , die Mahnungen bei diesen Einträgen betr.
(Ges.- und V .-Bl . S . 43) . aufgefordcrt , die Erneuerung derselben bei dem

Unterzeichneten Gewähr - und Pfandgerichte unter Beobachtung der in § 20 der

BollzugSverordnung vom 31 . Jarmar 1874 (Ges.- und Verordn .-Bl . S . 44) vor-

aeschriebeuen Formen nachzusuchen , falls sie noch Ansprüche auf das Fortbestehen
dieser Einträge zu haben glauben , und zwar bei Vermeidung des Rechtsnach-

theils , daß die
innerhalb sechs Monate »

» ach dieser Mahnung nicht erneuerten Einträge werden gestrichen werden.
Dabei wird bekannt gemacht» daß ein Verzeichuiß der in den Büchern

obengenannter Gemeinden seit mehr als dreißig Jahren eingeschriebenen Einträge
m dem Gemeindehause zur Einsicht offen liegt.

Friedrichsdorf , den 16 . März 1882 .
Das Gewähr - und Pfandgericht . Der Bereiuigungskommiffär:

Münch , Bürgermeister. Ihrig , Rythschreiber .

Bürgerliche Rechtspflege
Oeffentliche Zustellungen .

L.690 . 1 . Nr . 1879 . Freiburg .
Die Ehefrau des Säcklers August
Schäfer , Prima Beatrix , geb . Bieche -
ler zu Freiburg , vertreten durch An¬
walt Beck dahier, klagt gegen ihren
Ehemann , zur Zeit unbekannten Auf¬
enthalts , wegen Gefährdung ihres ehe¬
lichen Beibringens in Folge zerrütteter
Bermvgeuslage des Beklagten, unt dem
Anträge auf Bermögensabsonderung,
und ladet den Beklagten zur mündlichen
Verhandlung des Rechtsstreits vor die
IV . Civilkammer des Großh . Landge-

^richts zu Freiburg
! auf den 2. Juni 1882 ,

Vormittags 8' /,,Uhr ,
mit der Aufforderung , einen bei dem
gedachten Gerichte zugelaffenenAnwatt
zu bestellen . , ^ „

Zum Zwecke der öffentlichen Zustellung
wird dieser Auszug der Klage bekannt
gemacht.

Freiburg , den 13 . März 1882 .
vr . Harden ,

Gerichtsschreiber
deS Großh . bad . Landgerichts.

L.692. 1 . Nr . 5578. Freiburg l. B .
MoseS Hirsch Mayer zu Müllhenn
klagt gegen den Bäcker Albert Schopp
von Munzingen , zur Zeit an unbekann¬

te« Orten , auS Kuhkauf vom 10 . De¬
zember 1880 und Cessio» vom 30. De¬
zember 1881 , mit dem Anträge auf
Verurtheilung des Beklagten zur Zah¬
lung von 102 Mark 50 Pf . nebst 6
Zinsen vom 10. Dezember 1880 au , «nb
ladet den Beklagten zur mündlichen
Verhandlung des Rechtsstreits vor daS
Großh . Amtsgericht zu Freiburg auf

Samstag den 6 . Mai 1882 ,
Vormittags 10 Uhr .

Zum Zwecke der öffentlichen Zustellung
wird dieser Auszug der Klage bekannt
gemacht .

Freiburg i. B . , den 13 . März 1882 .
Wagner .

Gerichtsschrerber
deS Großh . bad. Amtsgerichts.

L .701 . 1 . Nr . 5001 . Mannheim .
! Die Ehefrau des Schlossers Karl Hein-
! rich Weltmann von ÄbtSgemünd, z .
>Zt . in Mannheim, vertr. durch Rechts¬

anwalt or . Rosenfeld, klagt gegen ihren
> an unbekanntenOrten abwesenden Ehe-
I maml , wegen böswilligen Verlassen-

und darin liegender grober Verunglim¬
pfung , mit dem Anträge auf Scheidung
der zwischen ihnen am 2. Oktober 1871
abgeschlossenen Ehe, und ladet den Be¬
klagten zur mündliche » Verhandlung deS
Rechtsstreits vor die I . Civilkammer des
Großh . Landgerichts zu Mannheim auf!

Mittwoch de » 31 . Mai 1882.
Vormittags 9 Uhr ,

mit der Aufforderung , einen bei dem
gedachten Gerichte zugelaffenen Rechts¬
anwalt zu bestellen .

Zum Zweckeder öffentlichenZustellung
wird dieser Auszug der Klage bekannt
gemacht.

Mannheim, den 16 . März 1882 .
Eschbach ,

Gerichtsschreiber
deS Großh . bad . Landgerichts .

Konkursverfahren.
L.676 . Nr . 3122 . Bounvorf . DaS

Konkursverfahren über das Vermögen
de- Wilhelm Herr in Stichlingen wird
nach erfolgter Abhaltung des Schluß¬
termins wieder aufgehoben.

Bonndorf , den 16 . März 1882 .
Gerichtsschrciberei

deS Großh. bad . Amtsgerichts.
Köhler .

Trieinweisung.
L.595 . 1 . Nr . 2435. Lörrach . Gr .

Amtsgericht Lörrach hat unterm 6. März
1882 beschlossen: Emst Friedrich Roh -
li » von Tanneukirch, z. Zt . in Basel ,
wird nunmehr in Besitz und Gewähr
der Berlaffenschaft der Anna Man »
Rohlin von Tanneukirch eingewiefen .

Der Gerichtsschreiber:
Appel.

Druck nutz Verlag der G . Braun ' scheu Hofbvchdruckerei .
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